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A, Mündliche Fragen gemäß 1. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


1. Abgeordneter Haben sich außer der Stadt Erlangen in den 

Dr. Haack letzten Monaten noch andere Gemeinden der 

Bundesrepublik um Partnerschaften mit Ge- 
meinden der DDR bemüht? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


2. Abgeordneter Aus welchen Gründen gedenkt die Bundes- 

Dr. Klepsch regierung die allgemeine Verwaltungs Vor- 

schrift zum Gesetz über den unmittelbaren 
Zwang bei Ausübung öffentlicher Gewalt 
durch Vollzugsbeamte des Bundes (UZwG) so 
zu ändern, daß der Absatz 6 in Abschnitt VI 
wegfällt und so der Begriff „Demarkations- 
linie zur sowjetischen Besatzungszone“ be- 
seitigt wird? 

3. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung für gerechtfertigt, 

Barche daß die graduierten Ingenieure im öffentlichen 

Dienst mit Vorbildung, Ausbildung und einer 
hohen Verantwortung in ihrem Tätigkeitsbe- 
reich den Angehörigen der nichttechnischen 
Laufbahn mit zwar der gleichen Vorbildung 
aber nicht der weiteren speziellen Ausbildung 
weiterhin nach dem Bundesbeamtengesetz 
(BBG), Bundesbesoldungsgesetz (BBesG) und 
der Bundeslauf bahnverordnung (BLV) gleich- 
gestellt werden? 

4. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch 

Barche die Unterbewertung und die damit verbun- 

dene Diskriminierung der Ingenieure im öf- 
fentlichen Dienst die Personallage zur Zeit 
auf das äußerste angespannt ist und durch 
den hiermit entstandenen und sich auch wei- 
terhin vergrößernden Nachwuchsmangel die 
Sicherheit und Sicherung der öffentlichen 
technischen Einrichtungen in absehbarer Zu- 
kunft nicht mehr gewährleistet sind? 

5. Abgeordneter Wann beabsichtigt die Bundesregierung, auch 

Dr. Gölter an den größeren und großen Zollämtern die 

Paßnachschau von der Zollverwaltung wahr- 
nehmen zu lassen? 
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6. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, dem Deutschen 
Glombig Bundestag die notwendigen Änderungs- und 

Anpassungsgesetze im Rahmen des Lasten- 
ausgleichs auf Grund der Veränderungen 
durch die Rentenanpassungsgesetze so recht- 
zeitig vorzulegen, daß sie noch jeweils zum 
1. Juni eines jeden Jahres durchgeführt wer- 
den können, damit die Folgen der Anrechnung 
der Rentenanpassungen auf die Kriegsscha- 
denrente gemildert und in vielen Fällen ganz 
ausgeglichen werden können? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


7. Abgeordneter 

Leicht 


8. Abgeordneter 
Löffler 


9. Abgeordneter 

Roser 


10. Abgeordneter 

Roser 


11. Abgeordneter 

Erpenbeck 


12. Abgeordneter 
Erpenbeck 


13. Abgeordneter 

Glombig 


Wie hoch waren die Ist-Ausgaben des Bundes 
und die Steigerungsraten gegenüber den ent- 
sprechenden Vorjahreszeiträumen im Monat 
Juli 1970 sowie im Zeitraum Januar bis Juii 
1970? 

Trifft die Meldung in einem deutschen Nach- 
richtenmagazin zu, daß Überlegungen ange- 
stellt werden, die zeitlich begrenzte Ergän- 
zungsabgabe zur Einkommensteuer in eine 
Dauerabgabe zu verwandeln? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß frei- 
willige Unterhaltsleistungen für bedürftige 
Kinder in den Entwicklungsländern, wenn 
überhaupt, nur im Rahmen der Spendenab- 
züge steuerlich berücksichtigt werden? 

Ist die Bundesregierung bereit, diese auf pri- 
vater Initiative beruhende Entwicklungshilfe 
durch entsprechende steuerliche Begünstigung 
zu fördern? 

Trifft es zu, daß die Oberfinanzdirektion Düs- 
seldorf Grundsätze über die Ermittlung der 
Mietwerte aufgestellt hat, die bei der Einkom- 
mensteuerveranlagung den Einnahmen aus 
Vermietung und Verpachtung zugrunde zu 
legen sind? 

Ist es weiter zutreffend, daß diese Mietwerte 
vielfach über den tatsächlich erhobenen Mie- 
ten liegen und die Hauseigentümer aus steuer- 
lichen Gründen veranlaßt werden, ihre bis- 
herigen niedrigeren Mieten bis zu diesen Miet- 
werten zu erhöhen? 

Ist die Bundesregierung bereit zu veranlas- 
sen, daß das BEG-Schlußgesetz vom 14. Sep- 
tember 1965 in § 32 Abs. 2 dahin abgeändert 
wird, daß es für die Zuerkennung der soge- 
nannten Altersmindestrente genügt, wenn 
eine Erwerbsminderung von mindestens 50 
V. H. vorliegt? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


14. Abgeordneter 

Vogt 


15. Abgeordneter 

Vogt 


16. Abgeordneter 

Eckerland 


17. Abgeordneter 

Eckerland 


18. Abgeordneter 
Dr. Kreile 


19. Abgeordneter 
Dr. Kreile 


20. Abgeordneter 
Dr. Schneider 
(Nürnberg) 


21. Abgeordneter 
Lampersbach 


Teilt die Bundesregierung die Ansicht der 
Arbeitsgemeinschaft der Verbraucherverbän- 
de, daß die Preisempfehlung weitgehend dazu 
dient, überhöhte „Mondpreise" zu etablieren? 


Wird die Bundesregierung bei der angekün- 
digten Reform des Gesetzes gegen wettbe- 
werbsbeschränkende Maßnahmen den Vor- 
schlag der Arbeitsgemeinschaft der Verbrau- 
cherverbände aufgreifen, wonach das Bundes- 
kartellamt das Recht erhalten soll, ein be- 
fristetes Preisempfehlungsverbot bei bestimm- 
ten Warengruppen auszusprechen, wenn die 
vom Letztverbraucher bezahlten Preise bei 
einem größeren Anteil des Gesamtabsatzes 
die empfohlenen Preise erheblich übersteigen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, ob vor dem 
Stichtag zur Gewährung von Abfindungsgeld 
nach den sog. Härtefallrichtlinien, dem 31. Ok- 
tober 1966, im Ruhrbergbau Entlassungen auf 
Grund von Rationalisierungs- oder Stille- 
gungsmaßnahmen der Zechengesellschaften 
vorgekommen sind? 

Ist die Zahl der davon betroffenen Bergar- 
beiter noch erfaßbar, und ist die Bundesregie- 
rung gegebenenfalls bereit, diese Arbeitneh- 
mer den nach dem Stichtag Entlassenen gleich- 
zustellen? 

Wer hat verantwortlich das Musikprogramm 
bei der Weltausstellung in Osaka aufgestellt 
und hierüber entschieden, daß im deutschen 
Pavillon der Weltausstellung in Osaka unter 
dem Motto „Gärten der Musik" abläuft? 

Was hat zu einer teilweisen Umstellung des 
Musikprogramms am Vorabend der Eröffnung 
geführt, und welche Kosten hat die Ausstel- 
lung sowie die Umänderung des Programms 
verursacht? 

Bis wann beabsichtigt die Bundesregierung, 
den Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der 
Gewerbeordnung vorzulegen, und inwieweit 
sollen die beabsichtigten Gesetzesänderungen 
den Umweltschutz verbessern? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß trotz 
ihrer ausdrücklichen Zusicherung, durch die 
Aufwertung der Deutschen Mark würden 
keine Nachteile entstehen, eine Reihe mittel- 
ständischer Unternehmen Verluste in Kauf 
nehmen mußten, da ihnen keine Ausgleichs- 
zahlungen gewährt worden sind? 


4 



Deutscher Bundestag ■ — 6. Wahlperiode Drucksache VI/1 138 


22. Abgeordneter Ist sie bereit, diese Nachteile auszugleichen? 

Lampersbach 


23. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, einen Erfahr 
Dr. Schmitt- rungsbericht über den Beitrag der Bundesre- 

Vockenhausen publik Deutschland zur Weltausstellung in 
Tokio der interessierten Öffentlichkeit vor- 
zulegen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


24. Abgeordneter 

Dr. Reinhard 


25. Abgeordneter 

Dr. Reinhard 


26. Abgeordneter 

Baron 

von Wrangel 

27. Abgeordneter 

Baron 

von Wrangel 


28. Abgeordneter 

Höcherl 


29. Abgeordneter 

Leicht 


30. Abgeordneter 
Ehnes 


31. Abgeordneter 

Ehnes 


Welche Erzeugnisse der Ernährungswirtschaft 
und welche Mengen dieser Güter betrifft die 
vom Bundeskabinett im Umlaufverfahren ge- 
billigte Umwandlung des sogenannten Amla- 
Verfahrens in das Erklärungsverfahren bei 
der Einfuhr aus östlichen Staatshandelslän- 
dern? 

Hat der Bundesminister für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten seine Zustimmung zu 
der erwähnten Regelung gegeben? 

Was hat die Bundesregierung unternommen, 
um Qualiätsweizen in die Bundesreserve auf- 
zunehmen? 

Welche Maßnahmen hat man im Hinblick auf 
die Versorgung der deutschen Mühlenindu- 
strie für spätere Termine (Januar bis Juni 
1971) mit diesem europäischen Spitzenweizen 
ergriffen? 

Ist die Bundesregierung bereit, zur Konsoli- 
dierung des deutschen Obstmarktes Maßnah“ 
men zu ergreifen, wie sie der „Bundesausschuß 
für Obst und Gemüse" erarbeitet hat? 

Wird die Bundesregierung umgehend alles 
versuchen, um in Brüssel die Anhebung der 
Zuckerrübenpreise auf wieder mindestens 
7,25 DM pro 100 kg zu erreichen? 

Kann die Bundesregierung darüber Auskunft 
geben, ob in anderen Mitgliedsländern der 
EWG landwirtschaftliche Förderungsmaßnah- 
men durchgeführt werden, die denen des im 
Entwurf eines einzelbetrieblichen Förderungs- 
und sozialen Ergänzungsprogramms für die 
Land- und Forstwirtschaft aufgeführten ent- 
sprechen? 

Kann die Bundesregierung darüber Auskunft 
geben, ob vor allem die im Förderungspro- 
gramm vorgesehene Zielschwelle in anderen 
Mitgliedstaaten der EWG praktiziert wird? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


32. Abgeordneter 

Peiter 


33. Abgeordneter 

Dr. Hauff 


34. Abgeordneter 

Pieroth 


35. Abgeordneter 

Pieroth 


36. Abgeordneter 
Härzschel 


37. Abgeordneter 
Härzschel 


Wird die Bundesregierung die Initiative er- 
greifen, damit auch wehr- und ersatzdienst- 
pflichtige Waisen nach Vollendung des 18. Le- 
bensjahres Waisenrente aus der Sozialver- 
sicherung erhalten können? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, bei der Festsetzung der Termine für 
die Gewährung eines Schlechtwettergeldes 
im Baugewerbe die örtlichen Klimaverhält- 
nisse zu berücksichtigen? 

Ist dem Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung bekannt, daß in dem „Gesetz über 
eine Altershilfe für Landwirte" i. d F. vom 
3. Juli 1961 (BGBl. I S. 845) keine Regelung 
enthalten ist, die unterhaltsberechtigten ge- 
schiedenen Ehefrauen im Falle des Todes des 
Unterhaltspflichtigen eine Witwenrente ge- 
währt, daß aber eine solche Regelung in der 
ursprünglichen Fassung des Gesetzes (BGBl. I 
S. 1063/1957) in § 3 Abs. 2 enthalten war 
und die Wegfallsgründe heute nicht mehr zu- 
treffen? 

Ist der Bundesminister bereit, dafür Sorge zu 
tragen, daß auch geschiedenen unerhaltsbe- 
rechtigten Frauen von Landwirten eine Wit- 
wenrente gewährt wird, so wie das in der 
sonstigen Sozialversicherung der Fall ist 
(§§ 1265, 592 RVO)? 

Wie viele Erwachsene und Kinder sind im 
Privatbereich in Haushalt und Garten in den 
letzten 2 Jahren tödlich verunglückt, und wel- 
ches waren die Hauptursachen? 

Was hat die Bundesregierung bisher getan, 
und was beabsichtigt sie zu tun, um die Auf- 
klärungs- und Unfallverhütungsmaßnahmen 
auch im privaten Bereich zu verstärken? 


Gesdiäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


38. Abgeordneter Stimmt die Bundesregierung mit mir überein, 

Dr. Beermann daß die im äußeren Erscheinungsbild der Sol- 

daten der Bundeswehr immer mehr feststell- 
bare Fettleibigkeit die Funktionsfähigkeit un- 
serer militärischen Einrichtung zu beeinträch- 
tigen droht, und ist die Bundesregierung be- 
reit, eine Erhebung durchzuführen, um festzu- 
stellen, wieviel Soldaten aller Dienstgrade an 
Übergewicht leiden? 
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39. Abgeordneter Ist sie bereit, Maßnahmen gegen die Verfet- 
Dr. Beermann tung der Bundeswehr zu ergreifen, wie sie die 

US-Armee z. B. 1959/60 auf dem Command- 
and Generalstaff College unter dem Namen 
„Operation Blubber'' durdigeführt hat, um 
träge fettleibige Armeeangehörige wieder in 
leistungsfähige Soldaten zu verwandeln? 

40. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, für ausschei- 

Jung dende Soldaten der Bundeswehr, sofern sie 

Inhaber gültiger militärischer Lizenzen, Be- 
rechtigungen und Patente sind, diese in ent- 
sprechende zivile Berechtigungen umzuschrei- 
ben, zum Beispiel 

Flugzeugführerlizenzen MFS II in PPL II, 

MFS linCPLII, 

MFS I mit white card 
bzw. green 
card in CPL I, 

Kommandantenflugberechtigung in Linienflug- 
ze ugf ührersche in , 

Lizenz als Controller in Flugsicherungslizenz, 

sowie zivile Führerscheine in entsprechende 
Klassen von Militärführerscheinen umzuwan- 
deln und Sdiiffahrts- und Seefahrtspatente 
gleichzeitig im zivilen wie im militärischen 
Bereich anzuerkennen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugendr Familie und Gesundheit 

41. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, im Interesse 

Peiter der Volksgesundheit die Verwendung von 

Zyklamaten zu unterbinden? 

42. Abgeordneter Sind der Bundesregierung die Berichte über 

Dr. Schäfer die Gefährlichkeit der sog. „biologisch akti- 

(Tübingen) ven" Waschmittel bekannt (vgl. „Die Zeit" 

Nr. 35 vom 28. August 1970, S. 45)? , 

43. Abgeordneter Welche Initiativen hat sie ergriffen, um diese 

Dr. Schäfer Gefahr zu erfassen und ihr zu begegnen? 

(Tübingen) 

44. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die gegen- 

Dr. Enders wärtige Gesetzgebung, wonach das Ausbil- 

dungsförderungsgesetz vom Antragsteller 
keine besondere Eignung für die Gewährimg 
der Förderungshilfe verlangt, während für 
Schüler unter der Klasse 11 die Ausbildungs- 
beihilfe nadi dem Bundessozialhilfegesetz nur 
bei überdurchschnittlichen Leistungen gezahlt 
wird? 
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45. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, im Hinblick auf 

Dr. Enders die Gleichheit aller Schüler, die unterschied- 

lichen Voraussetzungen für die Gewährung 
der Ausbildungsfördenmg zu beseitigen und 
auf die überdurchschnittlichen Leistungsbe- 
dingungen zu verzichten? 

46. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, eine generelle 

Dr. Geßner Meldepflicht für Behinderte einzuführen, um 

deren Ergebnisse beim Aufbau und bei der 
Planung von Rehabilitationseinrichtungen be- 
rücksichtigen zu können? 

Ist die Bundesregierung bereit, die Verord- 
nvmg zur Durchführung des § 88 Abs. 2 Nr. 8 
des Bundessozialhilfegesetzes vom 20. Juli 
1962 neuzufassen, damit die für heutige Ver- 
hältnisse unzulänglichen Geldwertrichtsätze, 
die in § 1 festgelegt sind, den durch die Preis- 
steigerungen hervorgerufenen Teuenmgen ge- 
recht werden? 


48. Abgeordneter Ist der Bundesminister des Innern bereit zu 
Susset prüfen, ob in Zukunft Durchführungsverord- 

nungen dieser Art, insbesondere jedoch die 
VO des Bundesministers des Innern zur Durch- 
führung des § 88 Abs. 2 Nr. 8 des Bundes- 
sozialhilfegesetzes, laufend überprüft und die 
darin enthaltenen Richtsätze in gewissen Zeit- 
räumen der allgemeinen gesellschaftlichen Ent- 
wicklung angepasst werden können? 


49. Abgeordneter Welche gesetzlichen Maßnahmen bieten sich, 
Strohmayr gegen üble Geschäftemacher mit privaten Al- 

ters- und Pflegeheimen vorzugehen, die sich 
von den Insassen meist durch Verpfändung 
der Rente auf Lebenszeit einen sehr hohen 
Preis zahlen lassen, deren Leistungen und 
Betreuungen aber sehr zu wünschen übrig 
lassen? 


50. Abgeordneter Könnte sich die Bundesregienmg zum Schutz 
Strohmayr dieser alten, oft hilfsbedürftigen Menschen 

entschließen, die Führung von privaten Alters- 
und Pflegeheimen an eine Zulassungsprüfung 
zu binden, die neben der verwaltungs- und 
wirtschaftlichen Eignung auch eine sozial- 
pädagogische und fürsorgerische Eignung si- 
chert? 


51. Abgeordneter 
Bay 


Beabsichtigt die Bundesregierung, durch Grün- 
dung einer „Akademie für Lebensschutz" die 
Koordination aller wissenschaftlichen Tätig- 
keiten auf dem Gebiet des Gesundheitsschut- 
zes des Menschen und seiner Umwelt voran- 
zutreiben, imd wann wird sie das tun? 


47. Abgeordneter 
Susset 
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Gesdiäftsbereiche des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


52. Abgeordneter 
Schmidt 
(Kempten) 


53. Abgeordneter 

Schmidt 

(Kempten) 


54. Abgeordneter 

Dr. Pohle 


55. Abgeordneter 

Dr. Pohle 


56. Abgeordneter 
Seefeld 


Welche Konsequenzen gedenkt die Bundes- 
regierung aus den Feststellungen zu ziehen, 
daß bereits durch den Einsatz eines zusätz- 
lichen Notarzthubschraubers mit Kosten von 
etwa einer Million 30 Verkehrstote rechtzeitig 
gerettet werden könnten? 

Ist die Bundesregierung bereit, entsprechende 
Haushaltsmittel zur Anschaffung von Notarzt- 
hubschraubern zur Verfügung zu stellen, um 
damit die Automobilverbände und die Indu- 
strie in die Lage zu versetzen, eine größere 
Anzahl solcher Notarzthubschrauber sobald 
als möglich zur Verkehrssicherheit zum Ein- 
satz zu bringen? 

An welche Länder sind die im Haushalts- 
ausschuß für den Etat des Verkehrsministers 
(Straßenbau) auf Antrag des Abgeordneten 
Leicht nachträglich entsperrten 200 Millionen 
DM verteilt worden? 

Wie ist sichergestellt, daß diese Mittel ent- 
sprechend der im Haushaltsausschuß beschlos- 
senen Auflage nur für Baumaßnahmen in 
strukturschwachen Gebieten verwandt wer- 
den? 

Treffen Meldungen zu, wonach die Abstim- 
mung der Ferientermine im europäischen Maß- 
stab von holländischer Seite mit dem Hinweis 
behindert wird, man werde erst dann zu einem 
Entgegenkommen bereit sein, wenn in der 
Bundesrepublik Deutschland holländische Last- 
kraftwagen „wieder zu jeder Zeit ungehin- 
dert" fahren dürfen? 


57. Abgeordneter Ist die Bundesregierung von ihrem Plan abge- 
Schröder rückt, den Bau der Nord-Süd-Autobahn, die 

(Wilhelminenhof) von Osf riesland ausgehen soll, mit Vorrang 
zu behandeln, nachdem Meldungen vorliegen, 
wonach die vier norddeutschen Länder Einig- 
keit über die Priorität der Ost-West- Autobahn 
im Küstenbereich erzielt haben sollen? 


58. Abgeordneter Wann kann mit dem Bau und der Fertigstel- 
Schröder lung der Ostfriesland-Autobahn, d. h, der 

(Wilhelminenhof) Nord- Süd- Verbindung, gerechnet werden? 


59. Abgeordneter 

Dr. Riedl 
(München) 


Ist der Bundesregierung die Feststellung des 
Verbandes Deutscher Flugleiter e. V. in der 
Zeitschrift „Der Flugleiter" Nr. 3/1970 bekannt, 
wonach es „trotz intensiver Nachforschungen" 
bisher nicht gelungen sei festzustellen, ob für 
die Abwicklung des Luftverkehrs aus Anlaß 
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der Olympischen Spiele 1972 in München „eine 
annehmbare Konzeption entwickelt wurde und 
auch von allen beteiligten bzw. interessierten 
Stellen zügig einer Realisation zugeführt 
wird'', und ist die Bundesregierung in der 
Lage, dazu Stellung zu nehmen? 


60. Abgeordneter 
Dr. Schneider 
(Nürnberg) 


Welche Forschungsvorhaben deutscher Hoch- 
schulen und privater Unternehmen befassen 
sich mit der Konstruktion abgasfreier Motoren, 
und welcher finanzieller Aufwand ist zur Zeit 
für diese Projekte jährlich aufzubringen? 


61. Abgeordneter Welche Maßnahmen und Vorkehrungen beab- 
Wohlrabe sichtigt die Bundesregierung nach den neue- 

sten Terroranschlägen einzuleiten, um deut- 
sche Luftverkehrsmaschinen vor Überfällen 
arabischer Terroristen zu schützen? 


62. Abgeordneter Ist insbesondere daran gedacht, vor allem auf 
Wohlrabe internationalen Routen den Flugzeugen der 

Lufthansa und anderer deutscher Fluggesell- 
schaften Sicherheitsbeamte, wie sie die Flug- 
gesellschaft EL AL Israel Airlines einsetzt, 
zum Schutz des Flugverkehrs beizugeben? 


63. Abgeordneter Trifft es zu, daß die Bundesregierung bisher 
Weigl bei der Europäischen Investitionsbank keine 

Mittel für die Verkehrserschließung ihrer Not- 
standsgebiete, z. B. für den Autobahnanschluß 
der Oberpfalz und Niederbayerns beantragt 
hat? 


64. Abgeordneter Trifft es zu, daß der Fahrkosten tarif bei der 
Seilers Deutschen Bundesbahn, nach dem bereits für 

Kinder ab 4 Jahren der halbe, für Kinder ab 
10 Jahren der volle Preis gezahlt werden muß, 
familienungünstiger ist als in den anderen 
westeuropäischen Staaten, und wenn ja, auf 
welchen Überlegungen beruht dieser Tarif? 


65. Abgeordneter Gedenkt die Bundesregierung, in absehbarer 

Seilers Zeit die genannte Regelung zu verbessern — 

etwa wie in der Schweiz ■ — in der die Grenze 
für den halben Preis bei 6 und für den vollen 
Preis bei 16 Jahren liegt? 

66. Abgeordnete Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
Frau Lauterbach rung, der unverantwortlichen Gefährdung von 

Reisenden und Mannschaften des zivilen Luft- 
verkehrs durch Terroristengruppen sofort und 
auf Dauer Einhalt zu gebieten, sowohl auf 
nationaler wie auf internationaler Ebene, ge- 
gebenenfalls auch mit Mitteln eines vorüber- 
gehenden Boykotts im Flugverkehr und wirt- 
schaftlicher Sanktionen gegen jene Länder, die 
in diesem Zusammenhang keine entsprechen- 
den Maßnahmen gegen solche Gruppen auf 
ihrem Territorium durchführen? 
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67. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit sicherzustellen, 

Dr. Fuchs daß die Bundesautobahn München — Deggen- 

dort in der ersten Dringlichkeitsstufe bis 1975, 
der bereits begonnene Bauabschnitt Wallers- 
dorf — Fischerdorf bis 1973 fertiggestellt wird? 

68. Abgeordneter Welche Führerscheine sind in den einzelnen 

Niegel EWG-Ländern zum Führen von Ackerschlep- 

pern auf der Straße erforderlich und bis zu 
welcher Höchstgeschwindigkeit kann in den 
einzelnen EWG-Ländern mit dem vergleich- 
baren deutschen Führerschein IV gefahren 
werden? 

69. Abgeordneter Wird die Bundesregierung darauf hinwirken, 

Dr. Haack daß die Fahrpreisermäßigungen für alte Men- 

schen bei der Deutschen Bundesbahn auch auf 
Personen ausgedehnt werden, die aus gesund- 
heitlichen Gründen nicht mehr im Arbeits- 
prozeß stehen können? 

70. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die laut Presse- 

Zander meldungen ab 1. November 1970 für Soldaten 

und Unteroffiziere geplanten Vergünstigun- 
gen bei Fahrten mit der Bundesbahn im In- 
teresse der Gleichbehandlung auch für Ersatz- 
dienstleistende einzuführen? 

71. Abgeordneter Was kann geschehen, damit mehr Autobahn- 

Dr. Schmitt- Raststätten über Einrichtungen zur Versor- 

Vockenhausen gung von Säuglingen und Kleinkindern ver- 
fügen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Städtebau und Wohnungswesen 

72. Abgeordneter Wird die Bundesregierung Vorbereitungen 

Geisenhofer treffen — nachdem it. Beantwortung meiner 

mündlichen Anfrage vom 21. Juli 1970 die 
Bundesregierung nicht bereit ist, ein Vorzie- 
hen des Wohngeldgesetzes bzw. eine Vor- 
wegerhöhung der Mietobergrenzen durch 
Rechtsverordnung zu veranlassen — wenig- 
stens sicherzustellen, daß ab 1. Januar 1971 
das neue Wohngeldgesetz in Kraft treten 
kann? 

73. Abgeordneter Ist der Bundesregieurng bekannt, daß das 

Geisenhofer neue Gesetz erhebliche Umstellungsarbeiten 

für die elektronische Datenverarbeitung bei 
den Wohngeldämtern auslöst, so daß die Ver- 
abschiedung des Gesetzes spätestens im Okto- 
ber 1970 erfolgen müßte, wenn es für den 
Wohngeldempfänger am 1. Januar 1971 wirk- 
sam werden soll? 
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74. Abgeordneter 
Müller 
(Berlin) 


Trifft es zu, daß bundeseigene oder vom Bund 
mit maßgeblicher Beteiligung betriebene Woh- 
nungsbaugesellschaften für Bundesbedienstete 
erhebliche Mieterhöhungen vorgenommen 
haben, obwohl diese Gesellschaften ausweis- 
lich des Bundeshaushaltes beträchtliche Ge- 
winne an den Bund abführen können? 


75. Abgeordneter Wird die Bundesregierung durch die Zurück- 
Weigl Stellung weniger wichtiger Bauvorhaben ge- 

meinsam mit den Ländern einen Beitrag zur 
Bekämpfung der Inflation der Baupreise lei- 
sten? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


76. Abgeordnete Welche Einwirkungsmöglichkeiten betrachtet 
Frau Dr. Walz der Bundesminister für Bildung und Wissen- 
schaft als „im Rahmen seiner Möglichkeiten'' 
liegend, den „Verbund für das Fernstudium" 
möglichst bald zu realisieren? 


77. Abgeordnete Hält die Bundesregierung nach ihrer Ankündi- 
Frau Dr. Walz gung im Frühjahr, eine Bildungsanleihe in 
Höhe von einer Milliarde DM für 1970 aufzu- 
legen, eine erste Tranche von 300 Millionen 
DM (Ende Oktober/Anfang November) für 
ihrer Ankündigung entsprechend, nachdem der 
Etat des Bundesministeriums für Bildung und 
Wissenschaft prozentual am höchsten von der 
Konjunktursperre betroffen wurde und durch 
die gestiegenen Baukosten erstmals ein Rück- 
gang auf dem Investitionssektor zu verzeich- 
nen ist? 


78. Abgeordneter 
Dr. Hermesdorf 
(Schleiden) 


Trifft es zu, daß die Universität Löwen in Bel- 
gien deutschen Abiturienten, die wegen des 
Numerus clausus ihr Studium an Hochschulen 
der Bundesrepublik Deutschland nicht aufneh- 
men können, Studienplätze in allen Fachberei- 
chen zur Verfügung zu stellen bereit ist und 
zur Überwindung eventueller Sprachschwierig- 
keiten französische Sprachkurse anbietet? 


79. Abgeordneter 
Dr. Hermesdorf 
(Schleiden) 


Besteht die Möglichkeit, den Numerus clausus 
in der Bundesrepublik Deutschland in seiner 
Auswirkung auf die Abiturienten dadurch zu 
mildern, daß freie Ausbildungskapazitäten 
ausländischer Hochschulen systematisch er- 
faßt werden und diese Zusammenstellung al- 
len deutschen Studienbewerbern zugänglich 
gemacht wird mit dem empfehlenden Hinweis 
auf die Mögl chkeit eines Auslandsstudiums? 
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Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


80. Abgeordneter In welcher Höhe sind im Bereich des Bundes- 

Wagner kanzleramtes in den Jahren 1966, 1967, 1968 

(Günzburg) und 1969 Gerichts- und Anwaltskosten in 

Personalvertretungssachen angefallen? 

81. Abgeordneter Aus welchem Anlaß sind im vierten Viertel- 

Wagner jahr des Rechnungsjahres 1969 derartige Ko- 

(Günzburg) sten in der außergewöhnlichen Höhe von 

18 093,34 DM angefallen? 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


82. Abgeordnete Wie beurteilt die Bundesregierung die auf 
Frau Lauterbach Grund der Auseinandersetzungen in Jordanien 

entstandene Lage im Hinblick auf die Sicher- 
heit der im Land tätigen deutschen Staats- 
bürger und ihrer Familien sowie die Möglich- 
keit der ungehinderten Durchführung deut- 
scher Entwicklungshilfeprojekte? 

83. Abgeordneter Treffen Pressemeldungen zu, nach denen das 

Kiep Auswärtige Amt beabsichtigt, afrikanischen 

Kritikern des Cabora-Bassa-Staudammpro- 
jektes für eine positive oder zurückhaltende 
Beurteilung Kredithilfen bereitzustellen? 
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B. Schriftliche Fragen gemäß IV. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


1. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 


Wann wird das Goethe-Institut in Seoul nach 
fast zweijähriger praktischer Untätigkeit seine 
Arbeit tatsächlich wieder aufnehmen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


2. Abgeordneter In welcher Höhe sieht die Bundesregierung 
Walkhoff im geplanten Bundeshaushalt 1971 Mittel zur 

Unterstützung der Arbeit der Vertriebenen- 
verbände vor? 


3. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Meinung, daß die 
Walkhoff zur Förderung der Vetriebenenverbände im 

Bundeshaushalt veranschlagten Mittel dem 
einzelnen Vertriebenen und Flüchtling eher 
zugute kämen, wenn sie für die vorzeitige Er- 
bringung von Leistungen nach dem Lasten- 
ausgleichsgesetz verwendet werden würden? 


4. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß tsche- 
Dr, Haack cho slowakische Staatsangehörige, die mit einer 

Deutschen verheiratet sind, nach dem 21. Au- 
gust 1968 die Tschechoslowakei verlassen ha- 
ben und die deutsche Staatsangehörigkeit er- 
werben wollen, von den tschechoslowakischen 
Behörden auf Antrag nicht aus der tschechoslo- 
wakischen Staatsangehörigkeit entlassen wer- 
den? 


5. Abgeordneter Wird die Bundesregierung die Innenminister 
Dr. Haack (Senatoren) der Bundesländer ersuchen, solche 

tschechoslowakische Staatsangehörige, bei de- 
nen außer der Entlassung aus der tschecho- 
slowakischen Staatsangehörigkeit alle Vor- 
aussetzungen für eine Einbürgerung vorliegen, 
nach § 8 des Reichs- und Staatsangehörigkeits- 
gesetzes (RuStAG) einzubürgern? 


14 



Deutscher Bundestag - — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/1138 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


6. Abgeordneter Sind der Bundesregierung die jüngst in den 
Dr. Beermann Wochenzeitschriften „Stern" und „Spiegel" 
erschienenen Berichte über rücksichtslose Miet- 
kündigungen insbesondere von älteren Mit- 
bürgern bekannt, die, wie diese Zeitschriften 
andeuten, teilweise zum Selbstmord getrieben 
worden sind, und ist die Bundesregierung im 
Hinblick darauf bereit, einen Gesetzentwurf 
einzubringen, der ein absolutes Kündigungs- 
und Mietpreiserhöhungsverbot für alle über 
75 Jahre alten Mieter so lange vorsieht, bis 
ein ausreichendes Angebot würdiger Alters- 
und Pflegeheime im Bundesgebiet vorhanden 
ist? 


Gesdiäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


7. Abgeordneter Bis wann wird die Bundesregierung die dem 
Weigl bayerischen DGB-Landesbezirksvorsitzenden 

Wilhelm Rothe gegebenen Zusagen, für Ost- 
bayern die gleichen Präferenzen wie für Ber- 
lin einzuführen (siehe Bericht über eine Presse- 
konferenz des DGB am 24. Juli 1970 in Cham), 
einlösen? 


8. Abgeordneter Kann mit einer Initiative der Bundesregierung 
Weigl gerechnet werden, die in Berlin bewährten 

zinsgünstigen Familiengründungsdarlehen 
auch im übrigen Bundesgebiet zu ermöglichen? 


9. Abgeordneter Hat die Bundesregierung bedacht, daß die be- 
Pleroth absichtigte Streichung der 50Voigen Sektsteuer- 

rückvergütung bei Verarbeitung von mehr als 
75Vo deutscher Grundweine (§10 Schaumwein- 
steuergesetz) wahrscheinlich als Erlösminde- 
rung auf viele kleinere Winzer durchschlagen 
wird, die ausschließlich oder zu einem hohen 
Anteil ihre Weine an Sektkellereien liefern, 
und was gedenkt die Bundesregierung zu tun, 
um den dadurch entstehenden Nachteil, der 
viele der betroffenen Winzer in der gegen- 
wärtigen unsicheren Situation des deutschen 
Weinbaues besonders hart treffen wird, aus- 
zugleichen? 
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10. Abgeordneter Gedenkt die Bundesregierung im Zusammen- 
Koenig hang mit der Eröffnung des neuen Zollamtes 

Aachen-Nord, das im Tag- und Nachtdienst 
im Dezember 1970 zur Abfertigung des Waren- 
verkehrs über die deutsch-niederländische 
Grenze in Betrieb genommen wird, auch das 
Autobahnzollamt Aachen-Süd (Lichtenbusch) 
an der deutsch-belgischen Grenze rund um die 
Uhr zu öffnen und die Warenabfertigung auf 
den bisherigen kleinen Grenzübergängen zu 
reduzieren, um damit neben einer besseren 
Auslastung des modernen Autobahnzollamtes 
Lichtenbusch auch die Aachener Innenstadt 
von dem Warendurchgangsverkehr zu ent- 
lasten? 


Gesdiäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 

11. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, eine Änderung 

Glombig der Reichsversicherungsordnung (RVO) zu ver- 

anlassen, wonach der Bundesminister für Ar- 
beit und Sozialordnung durch Rechtsverord- 
nung mit Zustimmung des Bundesrates zu- 
lassen kann, daß der Mitgliederkreis und der 
Bezirk einer Ersatzkasse geändert werden, 
wenn sich die Berufsbilder von Mitgliedern 
gewandelt oder sich verwandte Berufe gebil- 
det haben, die Verwaltungsbezirke, für die die 
Kasse zugelassen ist, neu abgegrenzt wurden 
oder der Mitgliederkreis einer Ersatzkasse bei 
der „Neugliederung" der Angestelltenverbän- 
de im Jahre 1933 auf Grund des Gesetzes über 
die Zulassung von Ersatzkassen der Kranken- 
versicherung vom 5. Dezember 1933 eingeengt 
worden ist? 

12. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, bei der not- 

Glombig wendigen strukturellen Verbesserung der 

Kriegsopferversorgung zu veranlassen, daß 
die Gewährung der Witwen- und Waisen- 
beihilfe nach § 48 des Bundesversorgungsge- 
setzes auch dann erfolgt, wenn der Besdiä- 
digte, der nicht an den Folgen der anerkannten 
Schädigung verstorben ist, Anspruch auf Rente 
nach einer Minderung der Erwerbsfähigkeit 
von wenigstens 50 v. H. hatte? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 

13. Abgeordneter Gibt es in der Bundesrepublik Deutschland 
Dr. Häfele etwas Ähnliches wie die von der Schweizeri- 

schen Rheumaliga herausgegebenen „Merk- 
blätter zur Rheumaprophylaxe", die über ge- 
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eigneten Sport und Gymnastik, über richtiges 
Schuhwerk und Matratzen, über richtige Be- 
heizung und Belüftung der Wohn- und Ar- 
beitsräume, über eine Diät zum Abnehmen 
etc. informieren, entweder — wie in der 
Schweiz — auf Grund freier Initiative oder 
kraft Initiative durch die öffentliche Hand? 


14. Abgeordneter Wenn ja, wie wird die Bevölkerung über diese 
Dr. Häfele Vorbeugungsmaßnahmen informiert; wenn 

nein, ist die Bundesregierung bereit, eine ähn- 
liche Aufklärungsaktion durchzuführen oder 
z. B. vom Bundesamt für gesundheitliche Auf- 
klärung durchführen zu lassen? 


15. Abgeordneter Sind Pressemeldungen zutreffend, daß das 

Biechele Interesse an Krebs-Vorsorgeuntersuchungen 

bei den Frauen nachgelassen habe (vgl. „Süd- 
kurier" Nr. 190 vom 20. August 1970, S. 11)? 


16. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung gegebenenfalls 

Biechele Möglichkeiten, dieser Entwicklung entgegen- 

zuwirken? 


Geschäftsbereiche des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


17. Abgeordneter Ist die deutsche Schilderindustrie in der Lage, 

Dr. Hammans alle deutschen Gemeinden und die übrigen 

Baulastträger rechtzeitig mit den Verkehrs- 
zeichen zu beliefern, die am Tage des Inkraft- 
tretens der neuen Straßenverkehrs-Ordnung 
umgestellt werden müssen? 


18. Abgeordneter Wird die Bundesregierung aus dem Gesichts- 

Dr. Hammans punkt der Veranlassung auf Grund einer weit- 

gehenden Änderung der Rechtslage den Ge- 
meinden einen Ausgleich ihrer Aufwendungen 
gewähren? 

19. Abgeordneter Welche Maßnahmen beabsichtigt die Bundes- 

Pfeifer regierung in den kommenden fünf Jahren, um 

über die in der Antwort auf meine Schriftliche 
Anfrage vom Februar 1970 (Stenographischer 
Bericht S. 1738 C) genannten Verbesserungen 
hinaus für den Raum Reutlingen als einem 
der am dichtesten besiedelten Wirtschaftsräu- 
me in Baden-Württemberg leistungsfähigere 
Verkehrsverbindungen zum Großraum Stutt- 
gart, zum Bundesautobahnnetz und zum Flug- 
platz Echterdingen zu schaffen? 
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20. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung Sofortmaß- 
Pfeifer nahmen, um dem gegenwärtigen Notstand auf 

der total überlasteten B312 zwischen Reutlin- 
gen und Stuttgart schnellstens abzuhelfen und 
an welche Notmaßnahmen ist ggf. gedacht? 


21. Abgeordnete Ist die Bundesregierung bereit, entsprechend 
Frau Dr. Walz der Empfehlung 196 der Versammlung der 
Westeuropäischen Union vom 2. Juni 1970 
über die europäische Zusammenarbeit auf dem 
Gebiet der Ozeanographie gemeinsam mit der 
britischen Regierung ihre nationalen Pläne 
zum Aufbau eines Systems von Wetterbeob- 
achtungssatelliten in ein europäisches Pro- 
gramm für Ozeanographie und Meteorologie 
einzufügen? 


22. Abgeordneter Nachdem die Deutsche Bundespost in den Jah- 
Erhard ren 1968 und 1969 insgesamt 22 Millionen DM 

(Bad Schwalbach) an die Post der DDR gezahlt hatte, frage ich 
die Bundesregierung, was sie dazu bewogen 
hat, mit der Post der DDR am 29. April 1970 
ein Abkommen abzuschließen, in dem sich die 
Deutsche Bundespost verpflichtet hat, rück- 
wirkend ab 1967 jährlich 30 Millionen DM zu 
zahlen, sodaß im Jahre 1970 an die DDR 
98 Millionen DM zu zahlen sind? 


23. Abgeordneter Wenn die Zahlungsverpflichtung aus der Ver- 
Erhard einbarung vom 29. April 1970 nicht im Zusam- 

(Bad Schwalbach) menhang stehen sollte mit dem Treffen des 
Herrn Bundeskanzlers und Herrn Stoph am 
19. März 1970 in Erfurt und am 21. Mai 1970 
in Kassel, so frage ich, ob die Bundesregierung 
die 98 Millionen DM in diesem Jahr und die 
weiteren Zahlungen in den kommenden Jah- 
ren ohne Postgebührenerhöhungen zahlen will 
und kann? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Städtebau und Wohnungswesen 


24. Abgeordneter In welcher Weise hat der Bund bislang den 
Dr. Beermann Bau von Alters- und Pflegeheimen finanziell 
unterstützt, und wie gedenkt er dies in Zu- 
kunft zu tun, damit möglichst rasch dem un- 
würdigen Zustand, daß ältere Mieter aus ihren 
häufig seit Jahrzehnten innegehabten Woh- 
nungen in Obdachlosenasyle abgedrängt wer- 
den, ein Ende bereitet wird? 
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25. Abgeordneter 

Müller 

(Berlin) 


Wieviel Wohnungen — aufgegliedert in 
freifinanzierten und sozialen \A,^ohnun'^sbau — 
wurden in der Zeit von 1960 bis zum 30. Juni 
1970 jeweils in den einzelnen Jahren fertig- 
gestellt? 


Bonn, den 11. September 1970 



